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Betrifft 

Bundesgesetz, mit dem das Führerscheingesetz geändert wird (12. FSG-Novelle) 

Die NÖ Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 24. März 2009 beschlossen, zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Führerscheingesetz geändert wird  

(12. FSG-Novelle), wie folgt Stellung zu nehmen: 

 

1. Zu Z. 5: 

 

Aus Anlass der Änderung der §§ 20 Abs. 4 und 21 Abs. 2 des Führerscheingesetzes 

darf Folgendes angemerkt werden: 

Aufgrund unterschiedlicher Vorlagefristen für die gesundheitlichen Nachweise zwecks 

Verlängerung der Lenkberechtigung und für die Weiterbildungsnachweise werden 

mehrere Fristen im Führerschein erfasst. Für den Inhaber der Lenkberechtigung kann 

es dadurch notwendig werden, in relativ kurzen Zeiträumen Duplikatsführerscheine 

erwerben zu müssen. Sowohl im Interesse des Bürgers als auch zur Reduktion von 

Verwaltungsaufwand wäre es zweckmäßig, rechtliche Rahmenbedingungen für eine 

Vereinheitlichung der Fristen zu schaffen. 
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2. Zu Z. 6: 

 

Die Einführung einer verstärkten verpflichtenden praktischen Ausbildung für den Er-

werb des Mopedausweises erscheint grundsätzlich geeignet, einen Beitrag zur Hebung 

der Verkehrssicherheit zu leisten. 

Eine größere Anzahl der nunmehr vorgesehenen zwei Unterrichtseinheiten für die 

praktische Schulung im öffentlichen Verkehr würde durchaus begrüßt werden. 

Die Verschärfung des Unfallgeschehens wird wohl jedoch nicht nur auf die bisher 

fehlende verpflichtende praktische Ausbildung im öffentlichen Verkehr zurückzuführen 

sein, sondern auch auf die Erleichterung des Zugangs der Jugendlichen zur Moped-

nutzung. 

 

Zu der gemäß § 31 Abs. 6 des Entwurfs zu erlassenden Verordnung betreffend Form 

und Inhalt des Mopedausweises darf bereits an dieser Stelle angemerkt werden, dass 

die Umstellung des Mopedausweises auf ein Scheckkartenformat angedacht werden 

könnte. 

 

3. Im Begutachtungsentwurf werden sich ergebende Mindereinnahmen von 

€ 1.475.299,60 dargestellt, wovon der das Land Niederösterreich betreffende Anteil 

€ 96.739,20 beträgt. Ein Ersatz dieser Mindereinnahmen ist derzeit nicht vorgesehen. 

 

Die NÖ Landesregierung verlangt daher im Fall der Realisierung des Entwurfes einen 

Ausgleich für die dem Land Niederösterreich entstehenden Mindereinnahmen durch 

den Bund. 

 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird unter einem dem Präsidium des National-

rates elektronisch übermittelt. 
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Ergeht an: 
1. An das  Präsidium des Nationalrates,  
                                     ------------------------------------------------ 
2. An das  Präsidium des Bundesrates 
3. An alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder des Bundesrates 
4. An alle Ämter der Landesregierungen (zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 
5. An die Verbindungsstelle der Bundesländer, Schenkenstraße 4, 1014 Wien 
6. Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Ballhausplatz 2, 1014 Wien 
7. Landtagsdirektion 
 

 

NÖ Landesregierung 

Dr. P R Ö L L  

Landeshauptmann 
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